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Geſetz- Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr. 31. ä 


(Fr. 4914.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Coburg⸗Gotha wegen der gegenſeitigen 
Gerichtsbarkeits-Verhaͤltniſſe. Vom 14. Juni 1858. 


n das Beduͤrfniß fuͤhlbar geworden, die zur Beförderung der Rechts⸗ 
pflege zwiſchen Preußen und Sachſen-Coburg-Gotha abgeſchloſſene Ueberein⸗ 
kunft vom 35. Dezember 1833. theils zu ergaͤnzen, theils abzuaͤndern, ſo ſind, 
um einen neuen Vertrag zur Regelung der gegenſeitigen Gerichtsbarkeits⸗Ver⸗ 
haͤltniſſe zwiſchen beiden Staaten abzuſchließen, Bevollmaͤchtigte ernannt wor⸗ 
den, naͤmlich: 
von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige von Preußen: 
Allerhoͤchſtihr Wirklicher Geheimer Legationsrath Friedrich Hellwig 
und 
Allerhoͤchſtihr Geheimer Ober-Juſtizrath Dr. Heinrich Friedberg, 
von Seiner Hoheit dem Herzoge von Sachſen-Coburg-Gotha: 
Hoͤchſtihr Miniſterialrath Friedrich Braun, 


welche nachſtehende Artikel unter Vorbehalt der Ratifikation mit einander vers 
abredet und feſtgeſetzt haben: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. 


Die Gerichte beider Staaten leiſten ſich gegenfeitig alle diejenige Rechts⸗ 
huͤlfe, welche fie den Gerichten des Inlandes, nach deſſen Geſetzen und Ge⸗ 
Jahrgang 1858. (Nr. 4911.) 30 richts⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1858, 
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richtsverfaſſung, nicht verweigern duͤrfen, inſofern das gegenwaͤrtige Abkommen 
nicht beſondere Einſchraͤnkungen feſtſtellt. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 


1. Rückſichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten. 


Artikel 2. 


Die in Civilſachen in dem einen Staate ergangenen und nach deſſen 
Geſetzen vollſtreckbaren richterlichen Erkenntniſſe, Kontumazialbeſcheide und ge— 
richtlichen Ausſpruͤche uͤber Anerkenntniſſe des Beklagten (Agnitions-Reſolute) 
oder Mandate ſollen, wenn ſie von einem nach dieſem Vertrage als zuſtaͤndig 
anzuerkennenden Gerichte erlaſſen ſind, auch in dem anderen Staate an dem 
dortigen Vermoͤgen des Sachfaͤlligen unweigerlich vollſtreckt werden. 

Daſſelbe ſoll auch ruͤckſichtlich der in Prozeſſen vor dem zuſtaͤndigen 
Gerichte geſchloſſenen und nach den Geſetzen des letzteren vollſtreckbaren Ver: 
gleiche ſtattfinden. 3 

Wie weit Wechſelerkenntniſſe auch gegen die Perſon des Verurtheilten 
in dem anderen Staate vollſtreckt werden koͤnnen, iſt im Artikel 27. beſtimmt. 


Artikel 3. 


Ein von einem zuſtaͤndigen Gerichte gefaͤlltes rechtskraͤftiges Erkenntniß 
begründet vor den Gerichten des anderen Staates die Einrede des rechtskraͤf— 
tigen Urtheils (exceptio rei judicatae) mit denſelben Wirkungen, als wenn 
das Urtheil von einem Gerichte desjenigen Staates, in welchem ſolche Einrede 
geltend gemacht wird, geſprochen waͤre. 


Artikel 4. 


Keinem Unterthan iſt es erlaubt, ſich durch freiwillige Prorogation der 
Gerichtsbarkeit des anderen Staates, dem er als Unterthan und Staatsbuͤrger 
nicht angehoͤrt, zu unterwerfen. 

Keine Gerichtsbehoͤrde iſt befugt, der Requiſition eines ſolchen geſetz— 
widrig prorogirten Gerichtes um Stellung des Beklagten oder Vollſtreckung 
des Erkenntniſſes Statt zu geben, vielmehr wird jedes von einem ſolchen Ge— 
richte geſprochene Erkenntniß in dem anderen Staate als unguͤltig betrachtet. 


Artikel 5. 


un 1 Beide Staaten erkennen den Grundſatz an, daß der Klaͤger dem Ge— 
flagtenen er richtsſtande des Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der i 
a en 
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den Gerichtsſtelle nicht nur, ſofern daſſelbe den Beklagten, ſondern auch, ſofern 
es den Klaͤger, z. B. ruͤckſichtlich der Erſtattung von Gerichtskoſten, betrifft, 
in dem anderen Staate als rechtsguͤltig anerkannt und vollzogen. 


Artikel 6. 


Fur die Widerklage iſt die Gerichtsbarkeit des über die Vorklage zus Widertlage. 
ſtaͤndigen Richters ‚begründet, dafern nur jene ſonſt nach den Landesgeſetzen des 
Vorbeklagten zulaͤſſig iſt. 


Artikel 7. 


Die Provokationsklagen (ex lege diffamari oder ex lege si contendat) ꝓrobotations- 
werden erhoben vor dem perſoͤnlich zuſtaͤndigen Gerichte der Provokanten, oder klage. 
da, wohin die Klage in der Hauptſache ſelbſt gehoͤrig iſt; es wird daher die 
von dieſem Gerichte, beſonders im Falle des Ungehorſams, rechtskraͤftig aus— 
8 Sentenz von der Obrigkeit des Provozirten als vollſtreckbar an⸗ 
erkannt. 


Artikel 8. 


Der perſoͤnliche Gerichtsſtand, welcher entweder durch den Wohnſitz in Perſonlicher 
einem Staate, oder bei denen, die einen eigenen Wohnſitz noch nicht genom- Gerichtsstand. 
men haben, durch die Herkunft in dem Gerichtsſtande der Aeltern begruͤndet 
iſt, wird von beiden Staaten in perſoͤnlichen Klageſachen dergeſtalt anerkannt, 
daß der Unterthan des einen Staates von den Unterthanen des anderen nur 
vor ſeinem perſoͤnlichen Richter belangt werden darf. Es muͤßten denn bei 
jenen perſoͤnlichen Klageſachen, neben dem perſoͤnlichen Gerichtsſtande, noch die 
beſonderen Gerichtsſtaͤnde des Kontraktes oder der gefuͤhrten Verwaltung kon⸗ 
kurriren, welchenfalls die perſoͤnliche Klage auch vor dieſen Gerichtsſtaͤnden 
erhoben werden kann. 


Artikel 9. 


Die Abſicht, einen beſtaͤndigen Wohnſitz an einem Orte nehmen zu wol— 
len, kann ſowohl ausdruͤcklich, als durch Handlungen geaͤußert werden. Das 
Letztere geſchieht, wenn Jemand an einem gewiſſen Orte ein Amt, welches 
feine beſtaͤndige Gegenwart daſelbſt erfordert, übernimmt, Handel oder Ge— 
werbe daſelbſt zu treiben anfaͤngt, oder ſich daſelbſt Alles, was zu einer ein⸗ 
eee Wirthſchaft gehoͤrt, anſchafft. Die Abſicht muß aber nicht blos in 

eziehung auf den Staat, ſondern ſelbſt auf den Ort, wo der Wohnſitz ge— 
nommen werden ſoll, beſtimmt geaͤußert ſein. 


Artikel 10. 


Wenn Jemand ſowohl in dem einen als in dem anderen Staate ſeinen 
(Nr. 4914.) 50 * Wohn⸗ 
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Wohnſitz genommen hat, fo hängt die Wahl des Gerichtsſtandes von dem 
Klaͤger ab. 


Artikel 11. 


„Der Wohnſitz des Vaters, wenn dieſer noch am Leben ift, begruͤndet 
zugleich den ordentlichen Gerichtsſtand des noch in ſeiner Gewalt befindlichen 
Kindes, ohne Ruͤckſicht auf den Ort, wo daſſelbe geboren worden, oder wo 
das Kind ſich nur eine Zeitlang aufhaͤlt. 


Artikel 12. 


Iſt der Vater verſtorben, ſo verbleibt der Gerichtsſtand, unter welchem 
derſelbe zur Zeit feines Ablebens feinen Wohnſitz hatte, der ordentliche Ge⸗ 
richtsſtand des Kindes, ſo lange daſſelbe noch keinen eigenen ordentlichen 
Wohnſitz rechtlich begruͤndet hat. 


Artikel 13. 


Iſt der Vater unbekannt, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rech⸗ 
ten Hand erzeugt, ſo richtet ſich der Gerichtsſtand eines ſolchen Kindes auf 
gleiche Art nach dem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande der Mutter. 


Artikel 14. 


Diejenigen, welche in dem einen oder dem anderen Staate, ohne deſſen 
Bürger zu fein, eine abgeſonderte Handlung, Fabrik, oder ein anderes derglei⸗ 
chen Etabliſſement beſitzen, ſollen wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten, welche 
ſie in Anſehung ſolcher Etabliſſements eingegangen haben, ſowohl vor den 
Gerichten des Landes, wo die Gewerbsanſtalten ſich befinden, als vor dem 
Gerichtsſtande des Wohnortes belangt werden koͤnnen. 

Verſicherungsgeſellſchaften koͤnnen wegen aller auf den Verſicherungs⸗ 
Vertrag bezuͤglichen Anſpruͤche nicht nur vor den Gerichten des Landes, in 
welchem die Direktion der Verſicherungsgeſellſchaft ſich befindet, ſondern auch 
vor den Gerichten des Ortes belangt werden, wo die Hauptagentur, durch 
welche der Verſicherungsvertrag vermittelt worden iſt, ihren Sitz hat. 


Artikel 15. 


Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem perſoͤnlichen Auf⸗ 
enthalte auf dem erpachteten Gute, ſoll in Bezug auf den allgemeinen perſoͤn⸗ 
ee des Paͤchters (Artikel 8.) den Wirkungen des Wohnſitzes 
gleichſtehen. 


Artikel 16. 
Ausnahmsweiſe ſollen Studirende, ferner alle im Dienſte hre Be 
hen 
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hende Perſonen, ſowie dergleichen Lehrlinge, Geſellen, Handlungsdiener, Kunſt⸗ 
gehulfen, Hand- und Fabrikarbeiter, auch in demjenigen Staate, wo fie ſich 
in dieſer Eigenſchaft aufhalten, während dieſer Zeit noch einen perfönlichen 
Gerichtsſtand haben, hier aber, ſoviel ihren perfönlichen Zuſtand und die da⸗ 
von abhangenden Rechte betrifft, ohne Ausnahme nach den Geſetzen ihres 
Wohnortes und ordentlichen Gerichtsſtandes beurtheilt werden. 


Artikel 17. 


Erben werden wegen perſoͤnlicher Verbindlichkeiten ihres Erblaſſers vor Gerichtsſtand 
deſſen Gerichtsſtande fo lange belangt, als die Erbſchaft ganz oder theilweiſe der Erben. 
noch dort vorhanden, oder, wenn der Erben mehrere ſind, noch nicht getheilt iſt. 


Artikel 18. 


Bei entſtehendem Kreditweſen wird der perſoͤnliche Gerichtsſtand des, Allgemeines 
Schuldners auch als allgemeines Konkursgericht (Gantgericht) anerkannt; hat e 
Jemand nach Artikel 9. 10. wegen des in beiden Staaten zugleich genomme⸗ 
nen Wohnſitzes einen mehrfachen perſoͤnlichen Gerichtsſtand, ſo entſcheidet fuͤr 
die Kompetenz des allgemeinen Konkursgerichtes die Praͤvention. 


Der erbſchaftliche Liquidationsprozeß, oder das Verfahren zur Ausmit⸗ 
telung und Befriedigung aller Anſpruͤche, welche an eine liegende oder mit der 
Wohlthat des Inventars angetretene Erbſchaft gemacht werden, wird von dem 
Gerichte des Wohnortes des Erblaſſers und im Falle eines mehrfachen ſolchen 
Gerichtsſtandes von dem Gerichte eingeleitet, bei welchem er von den Erben 
oder dem Nachlaßkurator in Antrag gebracht wird. 


Der Antrag auf Konkurseroͤffnung findet nach erfolgter Einleitung eines 
erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes nur bei dem Gerichte ſtatt, bei welchem der 
letztere bereits rechtshaͤngig iſt. 


Artikel 19. 


Der hiernach in dem einen Staate eroͤffnete Konkurs, beziehentlich erb⸗ 
ſchaftliche Liquidationsprozeß, erſtreckt ſich auch auf das in dem anderen Staate 
befindliche Vermoͤgen des Gemeinſchuldners, welches daher auf Verlangen des 
Konkursgerichtes von demjenigen Gerichte, wo das Vermoͤgen ſich befindet, 
fichergeftellt, inventirt, und entweder in natura oder nach vorgaͤngiger Verſil⸗ 
berung zur Konkursmaſſe ausgeantwortet werden muß. 


Hierbei finden jedoch folgende Einſchraͤnkungen ſtatt: 


1) Gehoͤrt zu dem auszuantwortenden Vermoͤgen eine dem Gemeinſchuldner 
angefallene Erbſchaft, ſo kann das Konkursgericht nur die Ausantwor⸗ 
tung des nach erfolgter Befriedigung der Erbſchaftsglaͤubiger, inſoweit 
nach den im Gerichtsſtande der Erbſchaft geltenden Öefegen die Sepa⸗ 
ration der Erbmaſſe von der Konkursmaſſe noch zuläffig iſt, ſowie nach 

Gr. 4914) Berich⸗ 
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Berichtigung der ſonſt auf der Erbſchaft ruhenden Laſten, verbleibenden 
Ueberreſtes zur Konkursmaſſe fordern. 


2) Ebenſo koͤnnen vor Aus antwortung des Vermögens an das allgemeine 
Konkursgericht alle nach den Geſetzen desjenigen Staates, in welchem 
ſich das auszuantwortende Vermögen befindet, zulaͤſſigen Vindikations—, 
Pfand⸗, Hypotheken- oder ſonſtige, eine vorzugsweiſe Befriedigung gewaͤh— 
renden Rechte an den zu dieſem Vermoͤgen gehoͤrigen, und in dem betreffen— 
den Staate befindlichen Gegenſtaͤnden, vor deſſen Gerichten geltend gemacht 
werden, und iſt ſodann aus deren Erloͤs die Befriedigung dieſer Glaͤu— 
biger zu bewirken und nur der Ueberreſt an die Konkursmaſſe abzuliefern, 
auch der etwa unter ihnen oder mit dem Kurator des allgemeinen Kon— 
kurſes oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeſſes uͤber die Veritaͤt oder 
Priorität einer Forderung entſtehende Streit von denſelben Gerichten zu 
entſcheiden. 


3) Beſitzt der Gemeinſchuldner Bergtheile oder Kuxe oder ſonſtiges Berg— 
werks⸗Eigenthum, ſo wird, Behufs der Befriedigung der Bergglaͤubiger 
aus demſelben, ein Spezialkonkurs eingeleitet und nur der verbleibende 
Ueberreſt dieſer Spezialmaſſe zur Hauptmaſſe abgeliefert. 


4) Ebenſo kann, wenn der Gemeinſchuldner Seeſchiffe oder dergleichen 
Schiffsparte beſitzt, die vorgaͤngige Befriedigung der Schiffsglaͤubiger 
aus dieſen Vermoͤgensſtuͤcken nur bei dem betreffenden See- und Han— 
delsgerichte im Wege eines einzuleitenden Spezialkonkurſes erfolgen. 


Artikel 20. 


Inſoweit nicht etwa die in dem vorſtehenden Artikel 19. beſtimmten 
Ausnahmen eintreten, ſind alle Forderungen an den Gemeinſchuldner bei dem 
allgemeinen Konkursgerichte einzuklagen, auch die Ruͤckſichts ihrer etwa bei den 
Gerichten des anderen Staates bereits anhaͤngigen Prozeſſe bei dem Konkurs— 
gerichte weiter zu verfolgen, es ſei denn, daß letzteres Gericht deren Fortſetzung 
0 Entſcheidung bei dem prozeßleitenden Gerichte ausdruͤcklich genehmigt oder 
verlangt. 


Auch diejenigen Forderungen, welche nach Inhalt des Artikels 19. bei 
dem beſonderen Gerichte geltend gemacht werden duͤrfen, dort aber nicht an— 
gezeigt, oder nicht befriedigt worden find, koͤnnen bei dem allgemeinen Konkurs⸗ 
gerichte noch 925 15 gemacht werden, ſo lange bei dem letzteren nach den 
Geſetzen deſſelben eine Anmeldung noch zulaͤſſig iſt. 

Dingliche Rechte werden jedenfalls nach den Geſetzen des Ortes, wo die 
Sache belegen iſt, beurtheilt und geordnet. 

Hinſichtlich der Guͤltigkeit perſoͤnlicher Anſpruͤche entſcheiden, wenn es 
auf die Rechtsfaͤhigkeit eines der Betheiligten ankommt, die Geſetze des Staates, 
dem er angehoͤrt, wenn es auf die Form eines Rechtsgeſchaͤftes ankommt, die 


Geſetze des Staates, wo das Geſchaͤft vorgenommen worden iſt (Art. 2 
ei 
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bei allen anderen als den vorangefuͤhrten Faͤllen die Geſetze des Staates, wo 
die Forderung entſtanden iſt. Ueber die Rangordnung perfönlicher Anſpruͤche 
und deren Verhaͤltniß zu den dinglichen entſcheiden die am Orte des Konkurs⸗ 
gerichtes geltenden Geſetze. Nirgends aber darf ein Unterſchied zwiſchen in 
und auslaͤndiſchen Glaͤubigern ruͤckſichtlich der Behandlung ihrer Rechte ges 
macht werden. g 


Artikel 21. 


Alle Realklagen, desgleichen alle poſſeſſoriſchen Rechtsmittel, wie auch Dinglicher 
die ſogenannten acliones in rem scriptae müffen, dafern fie eine unbewegliche Gerichtsstand. 
Sache betreffen, vor dem Gerichte, in deſſen Bezirke ſich die Sache befindet — 

nnen aber, wenn der Gegenſtand beweglich iſt, auch vor dem perſoͤnlichen 
Gerichtsſtande des Beklagten erhoben werden — vorbehaltlich deſſen, was auf 
den Fall des Konkurſes beſtimmt iſt. 


In Betreff der hypothekariſchen Klage wird von den kontrahirenden 
Staaten gegenſeitig angenommen, daß der Klageantrag, auch wenn er nicht 
auf Einraͤumung des Beſitzes der zur Hypothek beſtellten Sache, ſondern auf 
Befriedigung aus derſelben gerichtet iſt, den Erforderniſſen der hypothekariſchen 
Klage entſpreche. 


Artikel 22. 


In dem Gerichtsſtande der Sache koͤnnen keine blos (rein) perſoͤnlichen 
Klagen angeſtellt werden. 


Artikel 23. 


Eine Ausnahme von dieſer Regel (Art. 22.) findet jedoch ſtatt, wenn 
gegen den Beſitzer unbeweglicher Guͤter die Klage auf Theilung oder Grenz⸗ 
regulirung oder eine ſolche perſoͤnliche Klage angeſtellt wird, welche aus dem 
Beſitze des Grundſtuͤckes oder aus Handlungen fließt, die er in der Eigenſchaft 
als Gutsbeſitzer vorgenommen hat. Wenn daher ein ſolcher Gutsbeſitzer 


1) die mit ſeinem Pachter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfuͤllen, oder 


2) die zum Beſten des Grundſtuͤckes geleiſteten Vorſchuͤſſe oder gelieferten 
Materialien und Arbeiten zu verguͤten ſich weigert, oder 

3) ſeine Nachbarn im Beſitze ſtoͤrt, 

4) ſich eines auf das benachbarte Grundſtuͤck ihm zuſtehenden Rechtes be⸗ 
ruͤhmt, oder 


5) wenn er das Grundſtuͤck ganz oder zum Theil veraͤußert und den Kon— 
trakt nicht erfuͤllt oder die ſchuldige Gewaͤhr nicht leiſtet, 
(Nr. 4914.) ſo 
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ſo muß derſelbe in allen dieſen Faͤllen bei dem Gerichtsſtande der Sache Recht 
nehmen, wenn fein Gegner ihn in feinem perſoͤnlichen Gerichtsſtande nicht bes 


langen will. 


Artikel 24. 


Erbſchafts⸗ Erbſchaftsklagen werden da, wo die Erbſchaft ſich befindet, erhoben. 
* Wenn die Erbſtuͤcke zum Theil in dem einen, zum Theil in dem anderen 
Staatsgebiete ſich befinden, ſo ſteht es dem Klaͤger frei, die Klage in dem 
einen oder dem anderen Gerichtsſtande der belegenen Erbſchaft ungetheilt an⸗ 
zuſtellen, ohne Ruͤckſicht darauf, wo der größte Theil der Erbfchaftsfachen ſich 

befinden mag. 


Doch werden alle beweglichen Erbſchaftsſtuͤcke fo angeſehen, als befaͤnden 
ſie ſich an dem Wohnorte des Erblaſſers. Aktivforderungen werden ohne 
re ob fie hypothekariſch find oder nicht, den beweglichen Sachen beis 
gezaͤhlt. 


Artikel 25. 


Gerichtsſtand Ein Arreſt darf in dem einen Staate und nach den Geſetzen deſſelben 

des Arreſtes. gegen den Bürger des anderen Staates ausgebracht und verfügt werden, unter 
der Bedingung jedoch, daß entweder auch die Hauptſache dorthin gehoͤre, oder 
daß ſich eine wirkliche gegenwaͤrtige Gefahr auf Seiten des Glaͤubigers 
nachweiſen laſſe. Iſt in dem Staate, in welchem der Arreſt verhaͤngt worden, 
ein Gerichtsſtand fuͤr die Hauptſache nicht begruͤndet, ſo iſt dieſe, nach vor— 
laͤufiger Regulirung des Arreſtes, an den zuſtaͤndigen Richter des anderen Staates 
zu verweiſen. Was dieſer rechtskraͤftig erkennt, unterliegt der allgemeinen Bes 
ſtimmung im Artikel 2. 


Artikel 26. 


Gerichtsſtand Der Gerichtsſtand des Kontraktes, in welchem ebenſowohl auf Er— 

desstontraktes. fuͤllung, als auf Aufhebung des Kontraktes geklagt werden kann, iſt, im Falle 
ein beſtimmter Erfuͤllungsort verabredet worden, in dieſem, außerdem aber an 
dem Orte, wo der Vertrag zum Abſchluſſe gekommen war, begruͤndet. Er 
findet jedoch nur dann ſeine Anwendung, wenn der beklagte Kontrahent zur 
Zeit der Ladung in dem Bezirke dieſes Gerichtsſtandes ſich antreffen laͤßt. 


Dieſes iſt namentlich auf die auf öffentlichen Märkten geſchloſſenen Kon⸗ 
trakte, auf Viehhandel und dergleichen anwendbar. 


Artikel 27. 


Gerichtsſtand Wechſelklagen koͤnnen ſowohl bei dem Gerichte des Zahlungsortes, als 
. bei dem Gerichte, bei welchem der Beklagte ſeinen perſoͤnlichen Gerichtsſtand 
2 hat, erhoben werden. 5 

enn 
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Wenn mehrere Wechſelſchuldner zuſammen belangt werden, ſo iſt außer 
dem Gerichte des Zahlungsortes jedes Gericht zuftändig, welchem Einer der 
Beklagten perfönlich unterworfen iſt. 


Bei dem Gerichte, bei welchem hiernach eine Wechſelklage anhaͤngig ge⸗ 
macht iſt, muͤſſen ſich demnaͤchſt auch alle Wechſel verpflichteten einlaſſen, welche 
von einer Partei in Gemaͤßheit der in den verſchiedenen Staaten oder Landes— 
theilen beſtehenden Prozeßgeſetze zur Regreßleiſtung beigeladen oder nach gehoͤrig 
geſchehener Streitverkuͤndigung belangt werden. 


Aus dem ergangenen Erkenntniſſe ſoll ſelbſt die Perſonal⸗Exekution gegen 
den Schuldner bei den Gerichten des anderen Staates vollſtreckt werden, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß der Schuldner zu denjenigen Perſonen gehoͤrt, gegen welche 
las den Geſetzen des Staates des requirirten Gerichtes der Wechſelarreſt zu— 
aͤſſig iſt. 8 5 


Artikel 28. 


Bei dem Gerichtsſtande, unter welchem Jemand fremdes Gut oder Ver- Gerichtsſtand 
mögen bewirthſchaftet oder verwaltet hat, muß er auch auf die aus einer ſolchen alen. 
Adminiſtration angeſtellten Klagen ſich einlaſſen, es muͤßte denn die Admi⸗ 
niſtration bereits voͤllig beendigt und der Verwalter uͤber die gelegte Rechnung 
quittirt ſein. Wenn daher ein aus der quittirten Rechnung verbliebener Ruͤck⸗ 
ſtand gefordert, oder eine ertheilte Quittung angefochten wird, ſo kann dieſes 
nicht bei dem vormaligen Gerichtsſtande der gefuͤhrten Verwaltung geſchehen. 


Artikel 29. 


Jede echte Intervention, die nicht eine beſonders zu behandelnde Rechts- ueber Inter⸗ 
ſache in einen ſchon anhaͤngigen Prozeß einmiſcht, fie ſei prinzipal oder acceſſo⸗ vention. 
riſch, betreffe den 1 7 oder Beklagten, ſei nach vorgaͤngiger Streitankuͤndi⸗ 
gung oder ohne dieſelbe geſchehen, begruͤndet fuͤr die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung des Interventionsverfahrens die Gerichtsbarkeit des Staates, in 
welchem der Hauptprozeß gefuͤhrt wird. 


Artikel 30. 


Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln beſtimmten Gerichts- Wirkung der 
ſtande eine Sache rechtehängig gemacht ift, fo ift der Streit daſelbſt zu been- e 
digen, ohne daß die Rechtshaͤngigkeit durch Veraͤnderung des Wohnſitzes oder 
Aufenthaltes des Beklagten geſtoͤrt oder aufgehoben werden koͤnnte. 


Die Rechtshaͤngigkeit einzelner Klagſachen wird durch Inſinuation der 
Ladung zur Einlaſſung auf die Klage fuͤr begruͤndet erkannt. 
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Artikel 31. 


Wenn in Civilprozeſſen die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 

Orte, wo der Prozeß verhandelt wird, erforderlich iſt, ſoll von dem requirirten 

Gerichte des anderen Staates die Geſtellung der Zeugen inſofern nicht ver⸗ 

weigert werden duͤrfen, als dieſelben auf Requiſition eines Gerichtes desjenigen 

Staates, dem der Zeuge angehoͤrt, nach den Landesgeſetzen wuͤrde erfolgen 
en 


e, 


muͤſſen. 


2. In Hinficht der Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen Rechtsfachen. 


Artikel 32. 


Alle Rechtsgeſchaͤfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was 
die Guͤltigkeit derſelben ruͤckſichtlich ihrer Form betrifft, nach den Geſetzen des 
Ortes beurtheilt, wo ſie eingegangen ſind. 


Wenn nach der Verfaſſung des einen oder des anderen Staates die 
Guͤltigkeit einer Handlung allein von der Aufnahme vor einer beſtimmten Be- 
hoͤrde in demſelben abhaͤngt, ſo hat es auch hierbei ſein Verbleiben. 


Vertraͤge, welche die Begruͤndung eines dinglichen Rechtes auf un— 
bewegliche Sachen zum Zweck haben, richten ſich lediglich nach den Geſetzen 
des Ortes, wo die Sachen liegen, und der Gerichtsſtand der belegenen Sache 
iſt zur gerichtlichen Eintragung (Ingroſſation) und Beſtaͤtigung ſolcher Rechts— 
geſchaͤfte der ausſchließlich zufländige, 


Jedoch haben die vor einem Gerichte oder Notare des einen Staates 
nach deſſen Geſetzgebung guͤltig abgeſchloſſenen und rekognoszirten Vertraͤge in 
dem anderen Staate dieſelbe Wirkſamkeit, als ob ſie vor einem Gerichte oder 
Notare des letzteren abgeſchloſſen und rekognoszirt worden wären, 


Artikel 33. 


Die Beſtellung der Perſonal⸗Vormundſchaft für Minderjaͤhrige oder ihnen 
gleich zu achtende Perſonen gehoͤrt vor die Gerichte, wo der Pflegebefohlene 
ſeinen Wohnſitz hat, oder, bei mangelndem Wohnſitze, wo er ſich aufhaͤlt, und 
bei doppeltem Wohnſitze (Art. 10.) iſt das praͤvenirende Gericht zuſtaͤndig. 
In Abſicht der zu dem Vermögen der Pflegebefohlenen gehörigen Immobilien, 
welche unter der anderen Landeshoheit liegen, ſteht der jenſeitigen Gerichts— 
Behörde frei, wegen dieſer beſondere Vormuͤnder zu beſtellen oder den aus⸗ 
waͤrtigen Perſonalvormund ebenfalls zu beſtaͤtigen, welcher letztere jedoch 2 

en 
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den auf das Grundſtüͤck ſich beziehenden Geſchaͤften die am Orte des gelegenen 
Grundſtuͤckes geltenden geſetzlichen Vorſchriften zu befolgen hat. Im erſteren 
Falle ſind die Gerichte der Hauptvormundſchaft gehalten, der Behoͤrde, welche 
wegen der Grundſtuͤcke beſondere Vormuͤnder beſtellt hat, aus den Akten die 
noͤthigen Nachrichten auf Erfordern mitzutheilen; auch haben die beiderſeitigen 
Gerichte wegen Verwendung der Einkuͤnfte aus den Guͤtern, ſoweit ſolche zum 
Unterhalte und der Erziehung oder dem ſonſtigen Fortkommen der Pflegebe⸗ 
fohlenen erforderlich find, ſich mit einander zu vernehmen, und in deſſen Ver⸗ 
folg das Noͤthige zu verabreichen. Erwirbt der Pflegebefohlene ſpaͤter in dem 
anderen Staate einen Wohnſitz im landesgefeglichen Sinne, fo kann die (Per⸗ 
fonal= oder Haupt⸗) Vormundſchaft an das Gericht feines neuen Wohnſitzes 
zwar uͤbergehen, jedoch nur auf Antrag des Vormundes und mit Zuſtimmung 
der beiderſeitigen obervormundſchaftlichen Behoͤrden. 


Die Beendigung der (Perſonal-) Vormundſchaft richtet ſich nach den 
Geſetzen des Landes, unter deſſen Gerichten ſie ſteht. 


Mit der Vormundſchaft uͤber die Perſon erreicht auch die ruͤckſichtlich 
des im Gebiete des anderen Staates belegenen Immobiliarvermoͤgens einge⸗ 
leitete Vormundſchaft ihre Endſchaft, ſelbſt dann, wenn der Pflegebefohlene 
nach den Geſetzen dieſes Staates noch nicht zu dem Alter der Volljaͤhrigkeit 
gelangt ſein ſollte. g 


3. Rückſichtlich der Strafgerichtsbarkeit. 


Artikel 34. 


Die Uebertreter von Strafgeſetzen werden von dem Staate, welchem fie Beſtrafung 
angehoͤren, nicht ausgeliefert, ſondern koͤnnen, ſoweit nicht die nachfolgenden ber G de 
Artikel Ausnahmen beſtimmen, nur in dem letzteren wegen der in dem anderen im anderen 
Staate begangenen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen, wenn fie auch gane began- 
nach den Geſetzen des Staates, dem fie angehören, ſtrafbar find, zur Unter- chen . 
ſuchung gezogen und nach deſſen Geſetzen beſtraft werden. Daher findet auch 
ein Kontumazialverfahren des anderen Staates gegen ſie, mit Ausnahme der 


im Art. 36. gedachten Faͤlle, nicht ſtatt. 
Ruͤckſichtlich der Forſt- und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen hat 
es bei dem Abkommen vom 2. Dezember 1847. fein Bewenden. 


Artikel 35. 


Wenn ein Unterthan des einen Staates in dem Gebiete des anderen  Lolftvetung 
ſich eines Verbrechens oder Vergehens oder einer Uebertretung ſchuldig ee 
(Nr. 4914.) 91% macht 
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macht hat und daſelbſt ergriffen und zur Unterſuchung gezogen worden ift, ſo 
wird, wenn der Angeſchuldigte gegen juratoriſche Kaution oder Handgeloͤbniß 
entlaſſen worden iſt und ſich in ſeinen Heimathsſtaat zuruͤckbegeben hat, von 
dem ordentlichen Richter deſſelben das Erkenntniß des auslaͤndiſchen Gerichtes, 
nach vorgaͤngiger Requiſition und Mittheilung des Urtheils, ſowohl an der 
Perſon als an den in dem Staatsgebiete befindlichen Gütern des Verurtheilten 
vollzogen, vorausgeſetzt, daß die Handlung, wegen deren die Strafe erkannt 
worden iſt, auch nach den Geſetzen des requirirten Staates mit Strafe bedroht 
und nicht zugleich blos gegen polizei- oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet 
iſt, ingleichen unbeſchadet des dem requirirten Staate zuſtaͤndigen Strafver⸗ 
wandlungs- oder Begnadigungsrechtes. Ein Gleiches findet im Fall der Flucht 
eines Angeſchuldigten nach der Verurtheilung oder waͤhrend der Strafver⸗ 
buͤßung ſtatt. 


Hat ſich der Angeſchuldigte aber vor der Verurtheilung der Unterſuchung 
durch die Flucht entzogen, ſo ſoll es dem unterſuchenden Gerichte nur freiſtehen, 
unter Mittheilung der Akten auf Fortſetzung der Unterſuchung und Beſtrafung 
des Angeſchuldigten nach Maaßgabe der Geſetze des requirirten Staates, ſo— 
wie auf Einbringung der aufgelaufenen Unkoſten aus dem Vermoͤgen deſſelben 
anzutragen, und muß dieſem Antrage, wiederum unter der Vorausſetzung, daß 
die Handlung, wegen deren die Unterſuchung eingeleitet war, auch nach den 
Geſetzen des requirirten Staates mit Strafe bedroht und nicht zugleich blos 
gegen polizei- oder finanzgeſetzliche Vorſchriften gerichtet iſt, von dem requirirten 
Staate entſprochen werden. In Faͤllen, wo der Verurtheilte nicht vermoͤgend 
4 75 Koſten der Strafvollſtreckung zu tragen, tritt die Beſtimmung des 

rt. 45. ein. 


Artikel 36. 


Hat der Unterthan des einen Staates Strafgeſetze des anderen Staates 
durch ſolche Handlungen verletzt, welche in dem Staate, dem er angehoͤrt, gar 
nicht mit Strafe bedroht ſind, z. B. durch Uebertretung eigenthuͤmlicher Ab⸗ 
gabengeſetze, Polizeivorſchriften und dergleichen, und welche demnach auch von 
dieſem Staate nicht beſtraft werden koͤnnen, ſo ſoll auf vorgaͤngige Requiſition 
zwar nicht zwangsweiſe der Unterthan vor das Gericht des anderen Staates 
geſtellt, demſelben aber ſich ſelbſt zu ſtellen verſtattet werden, damit er ſich 
gegen die Anſchuldigungen vertheidigen und gegen das in ſolchem Falle zu— 
laͤſſige Kontumazialverfahren wahren koͤnne. 


Doch ſoll, wenn bei Uebertretung eines Abgabengeſetzes des einen Staates 
dem Unterthan des anderen Staates Waaren in Beſchlag genommen worden 
ſind, die Verurtheilung, ſei es im Wege des Kontumazialverfahrens oder ſonſt, 
nur inſofern eintreten, als ſie ſich auf die in Beſchlag genommenen Gegen⸗ 
ſtaͤnde beſchraͤnkt. In Anſehung der Kontravention gegen Zollgeſetze bewendet 


es bei dem unter den reſp. Vereinsſtaaten abgeſchloſſenen Zollkartell. 
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Artikel 37. 


Der zuſtaͤndige Strafrichter darf auch, ſoweit die Geſetze ſeines Landes 
es geſtatten, uͤber die aus dem Verbrechen entſprungenen Privatanſpruͤche mit 
erkennen, wenn darauf von dem Beſchaͤdigten angetragen worden iſt. 


Artikel 38. 

Unterthanen des einen Staates, welche wegen Verbrechen, Vergehen Auslieferung 
oder Uebertretungen ihr Vaterland verlaffen und in den anderen Staat ſich der Geſlͤchte⸗ 
geflüchtet haben, ohne daſelbſt zu Unterthanen aufgenommen worden zu ſein, 
werden nach vorgaͤngiger Requiſition gegen Erſtattung der Koſten ausgeliefert. 


Artikel 39. 


Solche, eines Verbrechens, Vergehens oder einer Uebertretung verdäche Auslieferung 
tige Individuen, welche weder des einen noch des anderen Staates Unter- der Ausländer. 
thanen find, werden, wenn fie Strafgeſetze des einen der beiden Staaten ver- 
letzt zu haben beſchuldigt ſind, demjenigen Staate, in welchem die ſtrafbare 
Handlung veruͤbt wurde, auf vorgaͤngige Requiſition gegen Erſtattung der 
Koſten ausgeliefert. Es bleibt jedoch dem requirirten Staate uͤberlaſſen, ob er 
dem Auslieferungsantrage Folge geben wolle, bevor er die Regierung des 
dritten Staates, welchem der Angeſchuldigte angehoͤrt, von dem Antrage in 
Kenntniß geſetzt und deren Erklaͤrung erhalten habe, ob ſie den Angeſchuldigten 
zur eigenen Beſtrafung reklamiren wolle. 


Artikel 40. 


Den Anträgen außerdeutſcher Regierungen auf Auslieferung eines Unter: 
thans des einen kontrahirenden Staates wird von dem anderen kontrahirenden 
Staate nicht eher Folge gegeben werden, als bis der Heimathsſtaat des rekla— 
mirten Unterthans Gelegenheit erhalten hat, ſelbſt die Auslieferung dieſes letz— 
teren in Antrag zu bringen. 


Artikel 41. 
b In denſelben Faͤllen, wo der eine Staat berechtigt iſt, die Auslieferung werbindlichkeit 
eines Beſchuldigten zu fordern, iſt er auch verbunden, die ihm von dem anderen — —— 11 


Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. ferung. 
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Artikel 42. 


In Kriminalfaͤllen, wo die perſoͤnliche Gegenwart der Zeugen an dem 
Orte der Unterſuchung nothwendig iſt, ſoll die Stellung der Unterthanen des 
einen Staates vor das Unterſuchungsgericht des anderen zur Ablegung des 
Zeugniſſes, zur Konfrontation oder Rekognition, gegen vollſtaͤndige Vergütung 
der Reiſekoſten und der Verſaͤumniß, nie verweigert werden. 


Artikel 43. 


Da nunmehr die Faͤlle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer— 
den ſoll, ſo hat im einzelnen Falle die Behoͤrde, welcher ſie obliegt, Reverſalien 
uͤber gegenſeitige gleiche Rechtswillfaͤhrigkeit nicht zu verlangen. 


Inſoweit in dem einen oder anderen Staate die vorgaͤngige Anzeige der 
requirirten Gerichte bei der vorgeſetzten Behoͤrde angeordnet iſt, bewendet es 
bei der deshalb getroffenen Anordnung. 


4. Kückſichtlich der Koſten in Civil- und Unterſuchungsſachen. 


Artikel 44. 


Gerichtliche und außergerichtliche Prozeß- und Unterſuchungskoſten, welche 
von dem zufolge dieſes Vertrages zuſtaͤndigen Gerichte des einen Staates nach 
den dort geltenden Vorſchriften feſtgeſetzt und ausdruͤcklich fuͤr beitreibungsfaͤhig 
erklaͤrt worden ſind, ſollen auf Verlangen dieſes Gerichtes auch in dem anderen 
Staate von dem daſelbſt ſich aufhaltenden Schuldner ohne Weiteres exekuti— 
viſch eingezogen werden. Die Forderungen der Anwalte an Gebuͤhren und 
Auslagen ſind, ſobald ſie von dem Prozeßgerichte feſtgeſtellt oder atteſtirt ſind, 
gegen die dem anderen Staate angehoͤrigen Mandanten von dem Gerichte deſſel— 
ben auf dieſelbe Weiſe beizutreiben, als ob die Forderungen vor einem inlaͤndi⸗ 
ſchen Gerichte entſtanden und von einem ſolchen feſtgeſtellt waͤren. 


Re: Artikel 45. 


In allen Civil⸗ und Kriminal⸗Rechtsſachen, in welchen die Bezahlung 
der Unkoſten dazu unvermoͤgenden Perſonen obliegt, haben die Behoͤrden des 
einen Staates den Requiſitionen der Behoͤrden des anderen ſportel- und ie 
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pelfrei zu entſprechen und nur die Auslagen an Porto, Botenlohn, Gebuͤhren 
er Zeugen und Eachverftändigen, Verpflegungs⸗ und Transportkoſten der Ge⸗ 
fangenen, ſowie an Diaͤten un Reiſekoſten der Beamten zu liquidiren. 


Artikel 46. 


Den vor einem auswärtigen Gerichte abzuhoͤrenden Zeugen und anderen 
Perſonen ſollen die Reiſe- und Zehrungskoſten nebſt der wegen ihrer Verſaͤum⸗ 
niß ihnen gebuͤhrenden Verguͤtung, nach der von dem requixirten Gerichte ge- 
ſchehenen tarmäßigen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siſtirung von dem 
requirirenden Gerichte ſofort verabreicht werden. 


Artikel 47. 


Zur Entſcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung der 
Unkoſten in Civil⸗ oder Krimmalſachen obliegt, hinreichendes Vermoͤgen dazu 
beſitzt, ſoll nur das Zeugniß derjenigen Gerichtsſtelle erfordert werden, unter 
welcher dieſe Perſon ihren weſentlichen Wohnſitz hat. Sollte dieſelbe ihren 
Wohnſitz in einem dritten Staate haben und die Beitreibung der Koſten dort 
mit Schwierigkeiten verbunden ſein, ſo wird es angeſehen, als ob fie kein hin— 
reichendes eigenes Vermoͤgen beſitze. Iſt in Kriminalfällen ein Angeſchuldigter 
zwar vermoͤgend, die Koſten zu entrichten, jedoch in dem geſprochenen Erkennt⸗ 
niſſe dazu nicht verurtheilt worden, ſo iſt dieſer Fall dem des Unvermoͤgens 
ebenfalls gleich zu ſetzen. 


III. Schlußbeſtimmungen. 


Artikel 48. 


Saͤmmtliche vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht in Beziehung auf den 
Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln. Ruͤckſichtlich deſſen hat es bei 
der Koͤniglich Preußiſchen Verordnung vom 2. Mai 1823. ſein Bewenden. 


Artikel 49. 


Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der Untergerichte reſp. Gerichte erſter 
Inſtanz ſind zunaͤchſt bei dem vorgeſetzten Obergerichte reſp. Appellationsge⸗ 
richte anzubringen und erſt alsdann, wenn ſie hier keine Abhuͤlfe finden, auf 
diplomarifchem Wege Behufs der Entſcheidung der Centralbehoͤrde geltend 
zu machen. 

(Nr. 4914.) Glei⸗ 
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Gleichergeſtalt ſind Beſchwerden uͤber die Staatsanwaltſchaft zunächſt 
bei dem betreffenden Ober-Staatsanwalte anzubringen. 


Artikel 50. 


Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, mit deſſen Publikation die 
Uebereinkunft vom 30 Dezember 1833. außer Kraft tritt, wird zunaͤchſt auf 
zwölf Jahre, vom 1. Juli d. J. an gerechnet, feſtgeſett. Vom 1. Juli 1869. 
an ſteht jedem Theile die Kuͤndigung offen, mit der Wirkung, daß mit Ablauf 
des nächften Kalenderjahres nach demjenigen, in welchem die Kündigung er— 
folgt, der Vertrag erliſcht. 

Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll ratifizirt und die Auswechſelung der Rati— 
fikations-Urkunden binnen ſechs Wochen bewirkt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten gegenwaͤrti⸗ 
gen Vertrag unterzeichnet und unterſiegelt. 


Geſchehen Berlin, den 11. Juni 1858. 


(L. S.) Friedrich Hellwig. (L. S.) Friedrich Braun. 
(L. S.) Heinrich Friedberg. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und hat die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden vom 24. Juni d. J. bereits ſtattgefunden. 


Nedigivt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


